
Der Anspruch des 
Insolvenzverwalters auf 

angemessene Vergütung 
im Widerstreit mit der 

Rechtsprechung und dem 
Verordnungsgeber der InsVV



Der Anspruch auf angemessene Vergütung 
_____________________________________________________________________________________________

§ 63 Abs. 1 Satz 1 InsO: 
„Der Insolvenzverwalter hat Anspruch 
auf Vergütung für seine 
Geschäftsführung und auf Erstattung 
angemessener Auslagen.“



Der Anspruch auf angemessene Vergütung 
_____________________________________________________________________________________________

§ 63 Abs. 1 Satz 3 InsO: 
„Dem Umfang und der Schwierigkeit 
der Geschäftsführung des Verwalters  
wird durch Abweichungen vom 
Regelsatz Rechnung getragen.“



Der Anspruch auf angemessene Vergütung 
_____________________________________________________________________________________________

Besonderheiten in Insolvenzverfahren:
1. Abhängigkeit des Insolvenzverwalters 

vom Insolvenzgericht?
2. Beteiligung der Kostenträger bei der 

Vergütungsfestsetzung?
- Motivation für eine Beteiligung?
- Gewährung rechtlichen Gehörs?

3.  unklare Regelungen



Der Anspruch auf angemessene Vergütung 
_____________________________________________________________________________________________

Systemwidrigkeiten aus der Praxis:
1. Forderung auf Vergütungsverzicht
2. Forderung nach Exklusivität
3. Forderung nach Abstinenz
4. Forderung nach Beschränkung

________________________________________________________________________________________________________________________________________________

Sachkompetenz der Beschwerdeinstanz



Der Anspruch auf angemessene Vergütung 
_____________________________________________________________________________________________

Tendenzen der Rechtsprechung
Beispiel: Anfechtungsansprüche in der Berechnungsgrundlage 

des vorläufigen Insolvenzverwalters 

Bei der Ermittlung der Berechnungsgrundlage für die Vergütung 
des vorläufigen Insolvenzverwalters sind von ihm entfaltete  
Bemühungen zur Klärung der Voraussetzungen von künftigen 
Ansprüchen zur Masseanreicherung - etwa Ansprüchen aus  
Insolvenzanfechtung oder auf Erstattung nach § 32b 
GmbHG  - grundsätzlich nicht zu berücksichtigen. 

BGH v. 29.04.2004 - IX ZB 225/03 (NZI 2004, 444)
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_____________________________________________________________________________________________

Tendenzen der Rechtsprechung
Beispiel: Nicht-Berücksichtigung des unpfändbaren Einkommens 

Der unpfändbare Teil des Einkommens ist weder Bestandteil der 
Soll- noch der Istmasse. Er wird daher von § 11 Abs. 1 InsVV  
nicht erfasst. Der Umstand, dass der vorläufige 
Insolvenzverwalter auch die unpfändbaren Anteile des 
schuldnerischen Einkommens eingezogen hat, rechtfertigt keine 
andere Entscheidung.

BGH v. 05.07.2007 - IX ZB 83/03
BGH v. 12.07.2007 - IX ZB 82/03 (VuR 2007, 470)
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_____________________________________________________________________________________________

Tendenzen der Rechtsprechung
Beispiel: Beschränkung der Sowieso-Kosten in der 

Unternehmensfortführung 

Führt der Insolvenzverwalter das Unternehmen des Schuldners 
fort, fällt in die Berechnungsgrundlage für seine Vergütung nur der 
Überschuss nach Abzug der Ausgaben von den Einnahmen. 
Kündigungsfristlöhne sind hierbei als Ausgaben zu behandeln, 
wenn sie für Leistungen erbracht wurden, die für die 
Unternehmensfortführung verwendet wurden. 

BGH v. 16.10.2008 - IX ZB 179/07 (NZI 2009, 49)
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_____________________________________________________________________________________________

§ 11 InsVV - Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters
(aktuelle Fassung)

(1) 1… 2Er erhält in der Regel 25 vom Hundert der Vergütung nach 
§ 2 Abs. 1 bezogen auf das Vermögen, auf das sich seine 
Tätigkeit während des Eröffnungsverfahrens erstreckt. 
3…4Vermögensgegenstände, an denen bei Verfahrenseröffnung 
Aus- oder Absonderungsrechte bestehen, werden dem Vermögen 
nach Satz 2 hinzugerechnet, sofern sich der vorläufige 
Insolvenzverwalter in erheblichem Umfang mit ihnen befasst. 5…
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_____________________________________________________________________________________________

§ 11 InsVV - Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters
(1. Fassung)

(1) Die Tätigkeit des vorläufigen Insolvenzverwalters 
wird besonders vergütet. Die Vergütung soll in der 
Regel einen angemessenen Bruchteil der Vergütung 
des Insolvenzverwalters nicht überschreiten. Art, 
Dauer und Umfang der Tätigkeit des vorläufigen 
Insolvenzverwalters sind bei der Festsetzung der 
Vergütung zu berücksichtigen. 

(Version vom 1.1.1999 – 30.06.2004)
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_____________________________________________________________________________________________

Tendenzen der Rechtsprechung
Beispiel: Nichtberücksichtigung der Tätigkeiten des vorläufigen 

Insolvenzverwalters bei Aus- und Absonderungsrechten 

Berechnungsgrundlage für die Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters ist 
der Wert des von ihm verwalteten Vermögens bei Beendigung der vorläufigen 
Verwaltung. Mit Aus- oder Absonderungsrechten belastete Gegenstände sind zu 
berücksichtigen, soweit der vorläufige Insolvenzverwalter sich damit in 
nennenswertem Umfang befasst hat. 

Bemisst sich der für den vorläufigen Insolvenzverwalter zu errechnende 
Gebührensatz auf Grund einer Wertberechnung, die in beträchtlichem Umfange 
auch aus- oder absonderungsbelastete Gegenstände umfasst, so ist regelmäßig 
ein Abschlag geboten, wenn die Bearbeitung der Aus- oder Absonderungsrechte 
nicht einen erheblichen Teil der Tätigkeit des vorläufigen Insolvenzverwalters 
ausgemacht hat. 

BGH v. 14.12.2000 – IX ZB 105/00 (NZI 2001, 191)
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_____________________________________________________________________________________________

Tendenzen der Rechtsprechung
Beispiel: Nichtberücksichtigung der Tätigkeiten des vorläufigen 

Insolvenzverwalters bei Aus- und Absonderungsrechten 

Die Bearbeitung von Aus- oder Absonderungsrechten durch den 
vorläufigen Insolvenzverwalter ist für dessen Vergütung nur relevant, 
wenn ihn diese Aufgabe erheblich, nämlich über das gewöhnliche Maß 
hinaus in Anspruch genommen hat. Gegebenenfalls ist sie nicht über die 
Erhöhung der Berechnungsgrundlage, sondern durch Gewährung eines 
Zuschlags zur Regelvergütung zu berücksichtigen.

BGH v. 14.12.2005 - IX ZB 256/04 (NZI 2006, 284)
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_____________________________________________________________________________________________

§ 11 InsVV - Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters
(2. Fassung)

(1) Die Tätigkeit des vorläufigen Insolvenzverwalters 
wird besonders vergütet. Er erhält in der Regel 25 vom 
Hundert der Vergütung nach § 2 Abs. 1 bezogen auf 
das Vermögen, auf das sich seine Tätigkeit während 
des Eröffnungsverfahrens erstreckt. Art, Dauer und 
Umfang der Tätigkeit des vorläufigen 
Insolvenzverwalters sind bei der Festsetzung der 
Vergütung zu berücksichtigen.

(Version vom 7.10.2004 – 31.12.2006)
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_____________________________________________________________________________________________

Tendenzen der Rechtsprechung
Beispiel: Nichtberücksichtigung der Tätigkeiten des vorläufigen 

Insolvenzverwalters bei Aus- und Absonderungsrechten 

Auch nach der Änderung der  insolvenzrechtlichen 
Vergütungsverordnung durch die Verordnung vom 4. Oktober 2004 
werden Gegenstände mit Aus- und Absonderungsrechten bei der 
Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters nur berücksichtigt, 
wenn dieser sich in erheblichem Umfang damit befasst hat. Ein nur 
"nennenswerter" Umfang genügt nicht. 

BGH v. 13.07.2006 - IX ZB 104/05 (NZI 2006, 515)
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_____________________________________________________________________________________________

Tendenzen der Rechtsprechung
Beispiel: Nichtberücksichtigung der Tätigkeiten des vorläufigen 

Insolvenzverwalters bei Aus- und Absonderungsrechten 

Die erhebliche Befassung mit fremden oder mit 
Gegenständen, die wertausschöpfend belastet sind, 
schlägt sich nach altem wie nach neuem 
Vergütungsrecht nicht bei der Berechnungsgrundlage 
nieder, sondern führt zu einem Zuschlag zur 
Regelvergütung.

BGH v. 13.07.2006 - IX ZB 104/05 (NZI 2006, 515)
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_____________________________________________________________________________________________

§ 11 InsVV - Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters
(2. Fassung)

(1) Die Tätigkeit des vorläufigen Insolvenzverwalters 
wird besonders vergütet. Er erhält in der Regel 25 vom 
Hundert der Vergütung nach § 2 Abs. 1 bezogen auf 
das Vermögen, auf das sich seine Tätigkeit während 
des Eröffnungsverfahrens erstreckt. Art, Dauer und 
Umfang der Tätigkeit des vorläufigen 
Insolvenzverwalters sind bei der Festsetzung der 
Vergütung zu berücksichtigen.

(Version vom 7.10.2004 – 31.12.2006)
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_____________________________________________________________________________________________

Tendenzen der Rechtsprechung
Beispiel: Nichtberücksichtigung der Tätigkeiten des vorläufigen 

Insolvenzverwalters bei Aus- und Absonderungsrechten
Besteht das Vermögen des Schuldners, auf welches sich die 
Tätigkeit des vorläufigen Insolvenzverwalters bezieht, nur aus 
schuldnerfremden oder wertausschöpfend belasteten Gegen- 
ständen, stehen dem vorläufigen Insolvenzverwalter die

ungekürzte Mindestvergütung
und die auf diesen Betrag bezogene Auslagenpauschale zu.

BGH v. 13.07.2006 - IX ZB 104/05 (NZI 2006, 515)
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_____________________________________________________________________________________________

Tendenzen der Rechtsprechung
Beispiel: Nichtberücksichtigung der Tätigkeiten des vorläufigen 

Insolvenzverwalters bei Aus- und Absonderungsrechten

Eine nicht erhebliche Befassung des vorläufigen 
Insolvenzverwalters mit Aus- und Absonderungsrechten 
rechtfertigt keinen Zuschlag.

BGH v. 11.10.2007 - IX ZB 15/07 (NZI 2008, 33)
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_____________________________________________________________________________________________

Tendenzen der Rechtsprechung
Beispiel: Abgrenzung der Tätigkeit als Sachverständiger von der 

als vorläufiger Insolvenzverwalter

Hat sich der Sachverständige, der zugleich vorläufiger 
Insolvenzverwalter ist, auf der Grundlage des ihm vorliegenden 
Materials gutachtlich zu künftigen Anfechtungsansprüchen 
geäußert, erstreckt sich seine Entschädigung nach dem Gesetz 
über die Entschädigung von Zeugen und Sachverständigen 
grundsätzlich auch auf den Aufwand, den er zur Feststellung der 
Anspruchsgrundlagen gemäß §§ 129 ff InsO betrieben hat. 

BGH v. 14.12.2005 - IX ZB 268/04 (NZI 2006, 167)
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Tendenzen der Rechtsprechung
Beispiel: Normwidrige Deckelung der Treuhändervergütung

In Verbraucherinsolvenzverfahren mit ungewöhnlich 
hoher Masse ist anstelle der linearen Vergütung des § 
13 Abs. 1 InsVV die Staffelvergütung des § 2 Abs. 1 
InsVV als Regelvergütung zugrundezulegen. Ausgehend 
davon kommt die Zumessung von Erhöhungs- und 
Minderungsfaktoren in Betracht (relative Deckelung). 

AG Düsseldorf v. 04.12.2007 - 513 IK 120/05 (NZI 2008, 380)
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_____________________________________________________________________________________________

Tendenzen der Rechtsprechung
Beispiel: Entschädigungslose Auferlegung von Gerichtsaufgaben

Die Übertragung des Zustellungswesens nach § 8 Abs. 3 InsO ist 
nur dann nach § 3 Abs. 1 InsVV zuschlagsfähig, wenn die 
Zustellungen einen nicht unerheblichen Mehraufwand erfordern.

Ein zuschlagsfähiger Mehraufwand liegt grundsätzlich erst dann vor, 
wenn die übertragenen Zustellungen den Normalfall eines 
Insolvenzverfahrens mit bis zu 100 Gläubigern bzw. Beteiligten 
übersteigen.

LG München I v. 04.02.2002 - 14 T 608/02 (ZInsO 2002, 275)
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_____________________________________________________________________________________________

Tendenzen der Rechtsprechung
Beispiel: Überdehnung der §§ 5, 1 Abs. 2 Nr. 4 a) InsVV zu Lasten 

des Insolvenzverwalters

Die an die Sozietät des Verwalters gezahlten Beträge 
sind entsprechend § 5 InsVV i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 4 a) 
InsVV aus der Berechnungsgrundlage herauszurechnen.

LG Hamburg v. 02.12.2004 – 326 T 53/04
AG Hamburg v. 14.05.2004 – 67c IN 99/01
(korrigiert von BGH v. 05.07.2007 – IX ZB 305/04) (NZI 2007, 583)
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_____________________________________________________________________________________________

Einschnitte durch Änderungen der InsVV
§ 11 Abs. 1 Satz 5 InsVV 
(1) 1Die Tätigkeit des vorläufigen Insolvenzverwalters wird besonders vergütet. 

2Er erhält in der Regel 25 vom Hundert der Vergütung nach § 2 Abs. 1 
bezogen auf das Vermögen, auf das sich seine Tätigkeit während des 
Eröffnungsverfahrens erstreckt. 3Maßgebend für die Wertermittlung ist der 
Zeitpunkt der Beendigung der vorläufigen Verwaltung oder der Zeitpunkt, ab 
dem der Gegenstand nicht mehr der vorläufigen Verwaltung unterliegt. 
4Vermögensgegenstände, an denen bei Verfahrenseröffnung Aus- oder 
Absonderungsrechte bestehen, werden dem Vermögen nach Satz 2 
hinzugerechnet, sofern sich der vorläufige Insolvenzverwalter in 
erheblichem Umfang mit ihnen befasst. 5Eine Berücksichtigung erfolgt nicht, 
sofern der Schuldner die Gegenstände lediglich aufgrund eines 
Besitzüberlassungsvertrages in Besitz hat.
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Änderung § 11 Abs. 1 Satz 5 InsVV (Begründung)

Angesichts dieses Verfahrenszwecks können 
bei der Berechnungsgrundlage für die 
Vergütung des vorläufigen Insolvenzverwalters 
keine Gegenstände berücksichtigt werden, bei 
denen aufgrund der Rechtsbeziehung des 
Schuldners zu diesen Gegenständen von 
vornherein klar ist, dass sie nicht zur Masse des 
späteren Insolvenzverfahrens gehören werden. 
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_____________________________________________________________________________________________

Änderung § 11 Abs. 1 Satz 5 InsVV (Begründung)
Insofern werden nach § 11 Abs. 1 Satz 5 InsVV 
Gegenstände, die der Schuldner lediglich 
aufgrund eines Besitzüberlassungsvertrages in 
Besitz hat, nicht zur Ermittlung der 
Berechnungsgrundlage herangezogen. Zu den 
Besitzüberlassungsverträgen sind zunächst die 
Gebrauchsüberlassungsverträge (also 
insbesondere Miete, Pacht und Leihe) zu 
rechnen. Daneben werden aber auch noch die 
Verträge erfasst, die etwa wie die Verwahrung 
kein Recht zum Gebrauch gewähren. 
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Änderung § 11 Abs. 1 Satz 5 InsVV (Begründung)
Zieht man als Unterscheidungskriterium heran, 
ob aufgrund der Rechtsbeziehung des 
Schuldners zu dem betreffenden Gegenstand 
offensichtlich ist, dass er nicht zur 
Insolvenzmasse gehören wird, so könnte bei 
den Leasinggegenständen je nach dem 
zugrundeliegenden Vertragsverhältnis eine 
differenzierende Betrachtungsweise geboten 
sein. So ließe sich etwa beim 
Finanzierungsleasing mit Kaufoption eine 
Einbeziehung in die Berechnungsgrundlage mit 
guten Gründen vertreten.
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Änderung § 11 Abs. 1 Satz 5 InsVV (Begründung)

Zur Verdeutlichung von Absatz 1 Satz 5 sei etwa 
der Fall angeführt, dass der Schuldner in sehr 
guter Lage Büroräume angemietet hat, deren 
Wert mehrere Millionen Euro betragen. Es wäre 
durch nichts zu rechtfertigen, diese Immobilie in 
die Berechnungsgrundlage für die Vergütung 
des vorläufigen Insolvenzverwalters 
einzubeziehen. 
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Beispiele
Der Wert eines Pachtgrundstücks kann in der 
Berechnungsgrundlage des vorläufigen Insolvenzver- 
walters nur dann berücksichtigt werden, wenn der 
vorläufige Verwalter zum Aussonderungsrecht selbst 
tätig geworden ist und die Tätigkeit einen erheblichen 
Teil der Gesamttätigkeit ausmacht. Allein der Besitz 
eines Gegenstandes rechtfertigt eine Berücksichtigung 
nicht.

AG Krefeld v. 30.01.2001 – 91 IN 5/01
(ZInsO 2001, 36, dagegen Förster aaO)
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Beispiele
In die Berechnungsgrundlage für die Vergütung des vorläufigen 
Insolvenzverwalters  ist die angemietete Immobilie mit ihrem vollen 
Verkehrswert einzubeziehen, sofern sich der vorläufige Insolvenzverwalter 
damit in nennenswertem Umfang befasst hat.
Verhandlungen mit dem Vermieter zur Fortsetzung des Mietverhältnisses 
stellen „nennenswerte“ Tätigkeiten in Bezug auf die angemietete Immobilie 
dar.

LG München I v. 22.11.2005 – 14 T 17951/05 
ZIP 2006, 197 (aber: Abschlag 20%)
(LG Stralsund v. 04.06.2003 – 2 T 182/03, ZIP 2003, 1857)
(LG Köln v. 18.11.2003 – 19 T 185/03, NZI 2004, 21)
(LG Bielefeld v. 15.07.2004 – 28 T 280/04, DZWIR 2004, 477)
(LG Traunstein v. 26.08.2004 – 4 T 885/04, ZInsO 2004, 1198)
(LG Potsdam v. 08.03.2005 – 5 T 5/05, ZIP 2005, 914)
(LG Wuppertal v. 18.11.2005 – 6 T 640/05, ZIP 2006, 45)
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BGH v. 14.12.2000 - IX ZB 105/00:
(NZI 2001, 191)

Er (der vorläufige Insolvenzverwalter) hat 
u. a. das gesamte Vermögen des 
Schuldners einschließlich fremder Sachen 
in dessen Besitz zu sichern und zu 
erhalten; die Klärung fremder Rechte 
bleibt regelmäßig erst dem Insolvenz- 
verwalter nach Verfahrenseröffnung vor- 
behalten. 
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_____________________________________________________________________________________________

BGH v. 14.12.2000 - IX ZB 105/00:
(NZI 2001, 191)

Betriebsnotwendige Geräte sind im 
Bedarfsfall zu warten oder zu 
reparieren, sogar wenn sie zur 
Sicherheit an Dritte übereignet sind. 
Gebäude sind im nötigen Umfang 
auch zugunsten der Grund- 
pfandgläubiger versichert zu halten.
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BGH v. 14.12.2000 - IX ZB 105/00:
(NZI 2001, 191)

Herausgabeverlangen von Sicherungsnehmern 
kann der vorläufige Verwalter abwehren, …; die 
Freigabe auch von fremdem Gut aus der 
verwalteten Masse - mindestens in Form einer 
Anregung an das Insolvenzgericht, den 
Sicherungsauftrag entsprechend einzu- 
schränken - kann deshalb zu prüfen sein. 
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Möglichkeiten eines vorläufigen Insolvenzverwalters 
bei § 11 Abs. 1 Satz 5 InsVV 

1. Ignorierung des Besitzrechts?
2. Freigabe mit Zustimmung des Insolvenzgerichts?
3. Sicherung mit Zustimmung des Insolvenzgerichts unter 

Behandlung des Gegenstands als lastenfrei
– Aufnahme des Wertes in die Berechnungsgrundlage?
– Berücksichtigung als Zuschlagsgrund?

4. Zuschlag bei erheblicher Belastung?
5. Zuschlag bei nennenswerter Belastung?
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_____________________________________________________________________________________________

Rückkehr zum Vergütungssystem
1. Festsetzung nach Berechnungsgrundlage, Zu- 

und Abschläge, Auslagen
2. Beachtung der Neutralitätspflicht 
3. Akzeptanz des Rechtsmittelweges
4. Behandlung des Vorgehens des Verwalters als 

Qualitätsmerkmal (und nicht als 
Vergütungsabschlag)
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_____________________________________________________________________________________________

Baustellen des Vergütungssystems
1. Definition des Normalverfahrens der Verwaltung / der 

vorläufigen Verwaltung
2. fehlende Sicherung der Vergütung des vorläufigen 

Insolvenzverwalters 
3. Nichtberücksichtigung (noch) nicht erheblicher Tätigkeit 

bei Aus- und Absonderungsrechten des vorläufigen 
Insolvenzverwalters 

4. Nichtberücksichtigung von Tätigkeiten bezüglich 
Besitzgegenständen nach § 11 Abs. 1 Satz 5 InsVV

5. vergütungslose Übertragung von Zustellungsaufgaben
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Vorgehen des Verwalters bei 
Vergütungsanträgen

1. Gute Leistungen gut darstellen
2. Suboptimale Leistung erklären
3. Tätigkeitsdarstellung in den Berichten und im Vergütungsantrag  
4. Beachtung der drei MONEY MAKER des Vergütungsantrags

Kommunikation
Kommunikation
Kommunikation

mit dem Insolvenzgericht und den Beteiligten
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Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
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